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KONFERENZ DER LANDESFRAUENRÄTE 
KLFR 2010, Saarbrücken  
 
 
An 
Deutsche Bundesregierung   
Landesregierungen  
 
Antrag 
Erhöhung des Frauenanteils in Aufsichtsräten und Führungspositionen  
 
im Sinne der Nürnberger Resolution zur Erhöhung des Frauenanteils in Aufsichtsräten und Füh-
rungspositionen: 
Frauen und Männer in Fach- und Führungspositionen aus der Metropolregion Nürnberg unterstützen 
parteiübergreifend die Nürnberger Resolution. Die UnterzeichnerInnen fordern darin zur zügigen, 
nachhaltigen und wirkungsvollen Beteiligung von Frauen in Führungspositionen von der Bundesregie-
rung Deutschland: 
∞    entsprechend dem norwegischen Modell im Aktiengesetz festzulegen, dass die Aufsichtsräte deut-

scher Aktiengesellschaften bis zum Jahr 2013 jeweils mindestens zu 40 Prozent mit Frauen und 
Männern besetzt sein müssen 

∞   die Definition von Qualifikationsstandarts für männliche und weibliche Aufsichtsratsmitglieder 
und die entsprechende gesetzliche Verankerung 

∞   den Aufbau und die Weiterentwicklung einer zentralen Datenbank, in die sich alle potentiellen 
Aufsichtsratsmitglieder eintragen können und 

∞   ein Gleichstellungsgesetz für die Privatwirtschaft u.a. zur Erhöhung des Frauenanteils in Füh-
rungspositionen 

 
 
Die Konferenz der Landesfrauenräte fordert, dass die einzelnen Landesfrauenräte sich  
dafür einsetzen, dass die jeweiligen  Landesregierungen und die Bundesregierung die  
Erhöhung des Frauenanteils in Aufsichtsräten und Führungspositionen  in ihren Ländern  
fördern und entsprechende Gesetzgebungsverfahren über den Bundesrat unterstützen. 
 
Begründung:  
An der Erhöhung des Frauenanteils in Aufsichtsräten und in anderen Führungspositionen  
hat sich in den letzten Jahren wenig geändert. Einige wenige Erklärungen, auf freiwilliger  
Basis hier etwas verändern zu wollen, bewirken wenig. Hier ist ein breites gemeinsames  
Vorgehen notwendig, um politisches Handeln zu erreichen.  
 
 


